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Sanssouci aufrechtzuerhalten, weil er die Mühle – sie
ist am gleichen Ort heute noch zu besichtigen – so
schön in die Landschaft passend fand.

Auch in der jüngeren Vergangenheit hat es eine
Entscheidung eines Gerichts – des Bundesverwal-
tungsgerichts – zum Bau von modernen Windmüh-
len, von Windkraftanlagen, gegeben, die deutsch-
landweit für großes Aufsehen gesorgt hat. In der
Aufteilung eines Bauvorhabens auf zwei unter-
schiedliche Antragsteller mit zweimal zwei Wind-
kraftanlagen vermutete das Gericht einen Fall ver-
suchter Verfahrensumgehung, nämlich des für
Windfarmen geltenden immissionsschutzrechtlichen
Genehmigungsverfahrens. Gleichzeitig hat es den
Begriff „Windfarm“ neu interpretiert. Unabhängig
davon, ob ein Betreiber existiert oder mehrere Betrei-
ber existieren, sollen mehrere Windkraftanlagen in
einem räumlichen Zusammenhang einer Windfarm
zuzurechnen sein und damit der Genehmigungs-
pflicht nach der 4. BImSchV unterfallen.

Im Anschluss an das Urteil waren sehr viele Ge-
nehmigungsverfahren umzustellen. Sie wurden da-
durch erheblich verzögert. Für viele der seit 2001
ausgesprochenen Baugenehmigungen für Windkraft-
anlagen besteht nach wie vor große Rechtsunsicher-
heit.

Diese Unsicherheit im Zulassungsrecht für Wind-
kraftanlagen wollen wir beseitigen. Wir schlagen vor,
das Verfahrensrecht zu vereinheitlichen: ein immis-
sionsschutzrechtliches Genehmigungsverfahren für
jede einzelne Windkraftanlage mit einer Gesamthöhe
von mehr als 50 Metern.

Die Rechtslage ist nicht nur schwer durchschaubar,
sie begünstigt auch die genannte Aufteilung von -
Anträgen, wie sie der Entscheidung des Bundesver-
waltungsgerichts zu Grunde lag. Aus den drei ver-
schiedenen Genehmigungsverfahren für Windkraft-
anlagen – eine bis zwei Windkraftanlagen im
Baugenehmigungsverfahren, Windfarmen mit drei
bis fünf Windkraftanlagen im vereinfachten, Wind-
farmen mit sechs und mehr Windkraftanlagen im
förmlichen Genehmigungsverfahren – soll nun ein
einziges Genehmigungsverfahren werden. In Zu-
kunft würde für alle Windkraftanlagen gleicherma-
ßen das immissionsschutzrechtliche Genehmigungs-
verfahren gelten. Die Öffentlichkeitsbeteiligung
wird nur dann notwendig, wenn eine Umweltver-
träglichkeitsprüfung durchzuführen ist. Auf diese
Weise soll einerseits Klarheit über das Zulassungs-
recht entstehen, andererseits Betroffenen wie Behör-
den, Erleichterung verschafft werden.

Der Ihnen vorliegende Verordnungsentwurf wurde
erst möglich durch die gute Zusammenarbeit aller
Länder in Abstimmung mit dem Bundesumweltminis-
terium, welches übrigens bereits die Zusage gegeben
hat, dass bei Vorlage einer entsprechenden Initiative
eine Legalisierungsregelung für die von dem Urteil
betroffenen genehmigten Windkraftanlagen auf den
Weg gebracht wird.

Ich bitte um Ihre Zustimmung. – Danke sehr.

Präsident Matthias Platzeck: Vielen Dank! 

Gibt es weitere Wortmeldungen? – Das ist nicht der
Fall.

Dann weise ich die Vorlage den Ausschüssen zu,
und zwar dem Umweltausschuss – federführend – so-
wie dem Innenausschuss, dem Wirtschaftsausschuss
und dem Wohnungsbauausschuss – mitberatend.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 75:

Entschließung des Bundesrates zum Entwurf
der Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN eines Gesetzes zur Umsetzung euro-
päischer Antidiskriminierungsrichtlinien – An-
trag der Länder Baden-Württemberg, Bayern,
Hamburg, Hessen, Niedersachsen, Saarland,
Sachsen-Anhalt, Thüringen gemäß § 36 Abs. 2
GO BR – (Drucksache 103/05)

Das Wort hat Herr Minister Professor Dr. Goll (Ba-
den-Württemberg).

Prof. Dr. Ulrich Goll (Baden-Württemberg): Herr
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wenn man das, was auf dem Entwurf steht, damit
vergleicht, was darinsteht, fühlt man sich an die alte
Erkenntnis erinnert, dass „gut gemeint“ nicht selten
das Gegenteil von „gut“ ist. Schaut man näher hin,
stellt man fest, dass er auch nicht gut gemeint ist. 

Es handelt sich um einen vernünftig nicht zu be-
gründenden Angriff auf die Vertragsfreiheit. Grund-
lage des Entwurfs ist Misstrauen gegen die Vertrags-
freiheit und gegen ihre redlichen Nutzer. Mit unserer
Vertragsfreiheit sind wir – das wird niemand bestrei-
ten – im Großen und Ganzen gut gefahren, wenn ich
mir die Zustände in dieser Republik und ihren Län-
dern anschaue.

Deswegen sage ich: Lassen wir doch den Leuten
ihre Freiheit! Wenn meinetwegen ein Pietist seine
Wohnung nur an Christen vermieten will – na, wenn
schon! Wenn eine ältere Dame eine alleinerziehende
Mutter bevorzugt – warum eigentlich nicht? Kontrol-
lieren lassen sich solche Eingriffe in die Vertrags-
freiheit ohnehin nicht; denn die Gedanken sind frei.
Aber es wird in Zukunft schwierig und gefährlich
werden, einen Vertrag zu schließen. Am besten ist es,
man deutet nur noch auf seinen Vertragspartner.
Dann kann man am wenigsten falsch machen und tut
nichts, was hinterher gegen einen verwendet werden
kann.

Ein nicht zu unterschätzendes Detail des Entwurfs
sind die so genannten Antidiskriminierungsvereine.
Ohne Zweifel werden in Gestalt der Antidiskriminie-
rungsvereine die alten Abmahnvereine zurückkeh-
ren. Wir waren doch gerade froh darüber, dass wir
diese los sind.

Es ist völlig klar, dass nach Inkrafttreten des Geset-
zes wieder mit dem Zeigefinger an den Anzeigen
entlanggefahren wird. Wenn es da z. B. heißt:
„Schlosser mit Berufserfahrung gesucht“, wüsste ich
schon, was los ist. Denn um Berufserfahrung zu ha-
ben, muss man ein bisschen älter sein. 

Dr. Dietmar Woidke (Brandenburg)
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Nehmen wir ein anderes Beispiel: Das Thema
„Familie, mehr Kinder“ ist Gott sei Dank wieder in
aller Munde. Wenn nun ein redlicher Bürger von je-
ner Kampagne aller Parteien in der Zeitung liest und
sagt: Ich habe in meinem Mietshaus noch eine Woh-
nung, und die werde ich jetzt gezielt an eine junge
Familie vermieten, die Kinder haben will, dann ist er
im tiefroten Bereich. Er muss unter Umständen hin-
terher Schadensersatz bezahlen. Das muss man sich
einmal vorstellen!

Wer sagt, es handele sich nur um die Umsetzung
von EU-Richtlinien, der täuscht alle. Es werden nicht
nur die EU-Richtlinien umgesetzt, die sich übrigens
ihrerseits in Frage stellen ließen. Es ist schon eine
grundsätzliche Frage, ob man so wichtige Ziele wie
Antidiskriminierung über das Zivilrecht erreichen
kann. Für mich ist das systemfremd. Für mich sind
sogar die EU-Richtlinien in gewisser Weise system-
fremd. Aber sie sind beschlossen. 

Nun hätte man diese umsetzen können und sonst
gar nichts. Stattdessen baut man ein flächendecken-
des Programm auf, das den ganzen Markt überzieht.
Was das Gesetz dann produzieren wird, ist nicht etwa
Gleichheit oder Verhinderung von Diskriminierung,
sondern etwas, was wir am wenigsten brauchen kön-
nen, nämlich weniger Verträge, weniger Geschäfte,
Stillstand, Beratungsbedarf. Es ist sehr zu Recht von
einem „Eldorado für Rechtsanwälte“ die Rede gewe-
sen. Eine starke Zunahme der Zahl der Prozesse ist
zu erwarten. Der Präsident des Landesarbeitsge-
richts in Baden-Württemberg rechnet mit einer Pro-
zessflut allein vor den Arbeitsgerichten; aber betrof-
fen sind natürlich auch die Zivilgerichte.

Deswegen appellieren wir in unserem Ent-
schließungsantrag an den Bundestag, diesen Gesetz-
entwurf nicht zu beschließen. Es ist traurig und
bedenklich, dass die Regierungsfraktionen ihn im
Schnelldurchgang transportieren wollen – natürlich
auf Grund der Hoffnung, dass ihn nicht ein zweites
Mal das verdiente Schicksal ereilt, in der Versen-
kung zu verschwinden. Dieses Motiv scheint mir
ziemlich klar zu sein. Ich hätte es nicht für möglich
gehalten, dass ein Vorschlag, der schon einmal für
schlecht befunden wurde, der schon einmal in der
Versenkung verschwunden ist, nach wenigen Jahren
erneut auf den Tisch gelegt wird. Das zeugt schon
von einem gewissen Realitätsverlust derer, die den
Vorschlag vorlegen, oder vom Vertrauen darauf, dass
die Leute eben nicht informiert sind – und so ist es
leider! 

Jeder, mit dem ich über diesen Entwurf rede, ist ei-
nigermaßen perplex, was damit auf uns, auf die
Rechtsgeschäfte im Alltag zukommt. Deswegen las-
sen Sie uns die Chance nutzen, dass sich die Regie-
rungsfraktionen mit diesem Entwurf auch den Men-
schen, der Öffentlichkeit stellen müssen! Dann kann
jeder sehen, wie falsch und von welch bürgerfeind-
licher Ideologie der Vorschlag getragen ist. – Danke
schön.

Präsident Matthias Platzeck: Danke schön! 

Das Wort hat Herr Minister Schliemann (Thürin-
gen).

Harald Schliemann (Thüringen): Herr Präsident,
meine Damen und Herren! Herr Goll hat den Finger
auf die Wunde gelegt; ich will etwas tiefer bohren. 

Kaum eine Gesetzesvorlage der Koalitionsfraktio-
nen hat in der Vergangenheit zu so heftigen Diskus-
sionen geführt – mehr unter den Fachleuten als in der
Öffentlichkeit – wie der vorliegende Entwurf eines
Antidiskriminierungsgesetzes. Es hat einen früheren
Entwurf gegeben, der jedoch zurückgenommen
wurde.

Vorgeblich sollen vier europäische Richtlinien le-
diglich umgesetzt werden. Indessen: Dieser Gesichts-
punkt verfehlt die gesellschaftspolitische Dimension
dessen, was hier geschehen soll. Der Gesetzentwurf
stellt den Kern unserer historisch gewachsenen
Werteordnung auf den Kopf. Er stellt einen kleinen,
aber massiven Systembruch dar. Die kontinental-
europäische – auch deutsche – Grundidee der Ver-
tragsfreiheit, der Handlungsfreiheit wird in den
Richtlinien, aber verstärkt in dem Entwurf ihres Stel-
lenwertes beraubt. Die private Willensfreiheit wird
diskreditiert, weil ihre Ausübung Rechtfertigungs-
zwängen ausgesetzt wird. Wer als Privater seinen
Willen ausübt, muss seine Entscheidungen gegen-
über jedem durch die geplanten Regelungen Ge-
schützten rechtfertigen, wenn er ihn oder sie z. B. bei
der Vergabe eines Arbeitsplatzes oder einer gewerb-
lich zu vermietenden Wohnung auch nur vermutlich
benachteiligt.

Ich wiederhole: Die freie Willensbetätigung soll der
Begründung bedürfen. Darin liegen eine dauerhafte
gesellschaftspolitische Sprengkraft und, wie gesagt,
eine Systemveränderung.

Die Maximen der Französischen Revolution
„Liberté, Egalité, Fraternité“ haben in die Verfassun-
gen der meisten demokratischen Staaten Kontinen-
taleuropas Eingang gefunden. Freiheit steht nicht
nur vor, sondern über Gleichheit. Diese Rangfolge
„Freiheit über Gleichheit“ zeigt auch das Grundge-
setz. Es ist kein Zufall, dass die Handlungsfreiheit in
Artikel 2, die Gleichheit erst in Artikel 3 des Grund-
gesetzes geregelt ist. Das Antidiskriminierungsgesetz
stellt diese Werteordnung auf den Kopf, und zwar auf
leisen Sohlen: ohne Änderung des Grundgesetzes,
die einfache Mehrheit genügt.

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die Frei-
heit der Bürger dieses Landes, die Freiheit aller, die
sich im Arbeits- und Wirtschaftsleben betätigen, wird
durch den Vorrang der Gleichheit im Kern be-
schränkt und schwer beschädigt. Nicht nur wird die
freie Willensbetätigung behindert, nein, die Summe
der Diskriminierungsverbote diskriminiert ihrerseits
alle, die nicht zum Kreis der gegen Diskriminierung
geschützten gesellschaftlichen Gruppen gehören.

Die Methode der Antidiskriminierungsrichtlinie
und ihrer Umsetzung setzt auf ein Weniger an Be-
nachteiligung durch staatliche Verbote und Sanktio-
nen. Nichtbenachteiligung und insoweit Zuwendung

Prof. Dr. Ulrich Goll (Baden-Württemberg)
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und Toleranz – im Kern Nächstenliebe – lassen sich
aber nicht von oben verordnen. Andere Wege führen
zu diesen Zielen: Eltern, Schule und Ausbildung
müssen darauf hinwirken, Aufklärung und Informa-
tionskampagnen können helfen. Der Staat selbst
kann sich als Akteur im Arbeits- und Wirtschaftsle-
ben vorbildlich verhalten und Diskriminierung ver-
meiden. Dieser Ansatz ist zu verfolgen.

Das Handlungsspektrum des Staates ist also viel-
fältig und sollte auch genutzt werden. Der Staat
sollte sich aber davor hüten, in paternalistischer
Weise in Privatrechtsbeziehungen einzugreifen.
Doch dies soll hier geschehen! 

Dagegen lässt sich nicht zu Recht einwenden, das
Zivilrecht des 21. Jahrhunderts zeichne sich gerade
durch umfassende Antidiskriminierungsbestimmun-
gen aus; der angloamerikanische Rechtskreis zeige
zudem, dass ein solches Konzept funktioniere. Die
Befürworter des Koalitionsentwurfs unterliegen hier
einem Irrtum. Unser Rechtssystem ist mit dem anglo-
amerikanischen Rechtssystem nur bedingt ver-
gleichbar; vielmehr prallen hier zwei Rechtssysteme
aufeinander, die nicht zueinander passen.

Es bedarf keiner besonderen Erwähnung, dass eu-
ropäische Richtlinien in nationales Recht umgesetzt
werden müssen; dies hieße, Eulen nach Athen zu tra-
gen. Indessen könnte man auf den Gedanken kom-
men, überbordendes europäisches Recht auf nationa-
ler Ebene auf das Maß des Erträglichen zu
reduzieren. Leider zeichnet sich hierfür derzeit kein
Hoffnungsschimmer ab. 

Hinzu kommt, dass sich der vorliegende Gesetzent-
wurf nicht auf die bloße Umsetzung der Richtlinien
beschränkt. Nein, er sattelt neue Regelungen drauf.
Die Gelegenheit wird genutzt, der Gesellschaft unter
dem Deckmantel der Umsetzung europäischen
Rechts eine neue Werteordnung zu oktroyieren. 

Die Bundesregierung ist sich der Brisanz des The-
mas durchaus bewusst: Die Federführung liegt nicht
beim in der Sache wesentlich betroffenen Bundes-
ministerium für Wirtschaft und Arbeit, sondern beim
Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen
und Jugend. 

Meine Damen und Herren, gestatten Sie mir ein
paar Anmerkungen zu einem wesentlichen Zielge-
biet des Gesetzentwurfs, dem Arbeitsrecht. 

Der Entwurf krankt daran, dass vor allem das Ar-
beitsrecht mit Regelungen versehen werden soll, die
sich so nicht in das bundesdeutsche Regelungssys-
tem einfügen lassen. Wir kennen bei uns den gesetz-
lichen allgemeinen und den gesetzlichen besonderen
Kündigungsschutz sowie spezielle Arbeitnehmer-
schutzrechte. Nach dem Entwurf bleibt unklar, in
welchem Verhältnis diese Rechte und Normen zum
Antidiskriminierungsgesetz stehen. Im angloameri-
kanischen Rechtskreis kennt man im Arbeitsrecht
Kündigungs- oder andere Arbeitnehmerschutzvor-
schriften nicht oder nicht in der bei uns üblichen
Ausgestaltung. Antidiskriminierungsbestimmungen
haben dort häufig kompensatorische Funktion: Weit-

gehend fehlender Schutz wird im Falle einer unge-
rechtfertigten Benachteiligung durch scharfe Sank-
tion ersetzt. Dies ist bei uns grundlegend anders
geregelt. Von daher ist es, milde ausgedrückt, intel-
lektuell nicht unbedingt gradlinig, einen über die
Richtlinienvorgaben hinausgehenden Antidiskrimi-
nierungsschutz unter Hinweis auf den angloamerika-
nischen Rechtskreis zu fordern.

Auf die deutschen Arbeitgeber werden jedenfalls
zusätzliche Belastungen zukommen, die dem von al-
len geteilten Ziel der Erhöhung des Beschäftigungs-
grades diametral zuwiderlaufen. Die Richtlinien
sehen weder eine Organisationspflicht für den Ar-
beitgeber noch eine Schadensersatzpflicht für alle
Fälle von Diskriminierung vor, sondern nur für den
bereits geregelten Fall der Diskriminierung wegen
des Geschlechts. Andere Entschädigungsregelungen
brauchen wir nicht. 

Ich fasse zusammen: Weil es derzeit vermessen ist,
auf die Rückführung der europäischen Richtlinien
auf ein erträgliches Maß zu hoffen und weil die Bun-
desrepublik Deutschland natürlich gehalten ist, die
Antidiskriminierungsrichtlinien umzusetzen, sollte
sich jeder Entwurf auf das europarechtlich Notwen-
dige beschränken. – Ich danke Ihnen.

Präsident Matthias Platzeck: Vielen Dank! 

Für das Bundesministerium für Familie, Senioren,
Frauen und Jugend hat Herr Staatssekretär
Ruhenstroth-Bauer das Wort.

Peter Ruhenstroth-Bauer, Staatssekretär im Bun-
desministerium für Familie, Senioren, Frauen und Ju-
gend: Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich
weiß, dieses Thema eignet sich dazu, zu emotionali-
sieren. Ein wenig von dem, was ich gerade gehört
habe, geht in diese Richtung. 

Die Koalitionsfraktionen setzen vier Gleichbehand-
lungsrichtlinien der Europäischen Union – Herr Pro-
fessor Goll, Sie haben in Ihrem Beitrag dargestellt,
was Sie von den Richtlinien halten – in deutsches
Recht um. Damit schaffen sie ein modernes Antidis-
kriminierungsgesetz, das einen Beitrag dazu leistet,
die Chancengleichheit in unserer Gesellschaft zu
verbessern.

Mit dem Gesetzentwurf verfolgen die Fraktionen
das Ziel, die Bürgerinnen und Bürger insbesondere
im Zivilrechtsverkehr und in der Arbeitswelt vor un-
gerechtfertigten Benachteiligungen wegen ihres Ge-
schlechts, ihres Lebensalters, ihrer ethnischen Her-
kunft oder vermeintlichen Rasse, Religion oder
Weltanschauung, ihrer sexuellen Identität oder we-
gen einer Behinderung wirksamer zu schützen. In
Erwiderung auf Herrn Minister Schliemann füge ich
an: Chancengleichheit weiter zu verbessern ist nicht
nur eine europarechtliche Verpflichtung, sondern
entspricht den Vorstellungen von Fairness und Ge-
rechtigkeit der überwiegenden Mehrheit der Men-
schen in unserem Land. 

Harald Schliemann (Thüringen)
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Es ist wichtig, allen Bürgerinnen und Bürgern
gleichberechtigte Zugangschancen zum Wohnungs-
markt, zu Dienstleistungen und Versicherungen so-
wie zum Arbeitsmarkt zu verschaffen. Der Entwurf
verbessert die rechtlichen Rahmenbedingungen hier-
für, ohne die Vertragsfreiheit unzumutbar einzu-
schränken. Seit der ersten Diskussion über den Ent-
wurf im Bundestag wird insbesondere über das
Stichwort „Vertragsfreiheit“ gesprochen. Ich ver-
weise darauf, welche Erfahrungen man in anderen
europäischen Ländern damit gemacht hat; manchmal
lohnt ja ein Blick nach Europa. Ich werde nachher
noch darauf zurückkommen.

Der Gesetzentwurf ist bewusst so ausgestaltet, dass
er weder zu einer Klageflut noch zu einer bürokrati-
schen Überregulierung führt. Ich rufe in Erinnerung,
dass in den 80er-Jahren, als über die Verhinderung
von Benachteiligung auf Grund des Geschlechts dis-
kutiert wurde, die daraufhin geschaffene Regelung
des § 611a BGB identischen Argumenten ausgesetzt
war. Auch damals wurde gesagt, eine Klageflut
werde die Gerichte erreichen. Seitdem gab es ledig-
lich 119 Verfahren auf der Grundlage des § 611a
BGB. Dies belegt, dass die an die Wand gemalten
Horrorszenarien nicht Realität geworden sind. Auch
hat die Erfahrung gezeigt, dass die Vorschrift nicht
zu übermäßigen Dokumentationspflichten für Arbeit-
geber geführt hat. Die Gerichte haben in ihrer Recht-
sprechung die Regelung vernünftig und maßvoll an-
gewandt und sind Rechtsmissbrauchsversuchen, die
es anfangs durchaus gab, wirkungsvoll entgegenge-
treten. 

Sie wissen, meine Damen und Herren, dass die Re-
gelungen des ADG für die Auslegung durch die Ge-
richte den notwendigen Raum im Sinne von Einzel-
fallgerechtigkeit lassen. Dies gilt insbesondere für
die Rechtfertigung durch einen sachlichen Grund im
Zivilrecht sowie die angeführten Regelbeispiele.
Auch auf anderen Rechtsgebieten hat sich gezeigt,
dass es sinnvoll ist, den Gerichten diesen Entschei-
dungsspielraum zu geben, damit sie sinnvolle Einzel-
entscheidungen treffen und Standards entwickeln
können. Die Alternative dazu wären starre und
schwer praktikable Regelungen für eine Vielzahl von
Einzelfällen. Dies ist sicherlich nicht gewollt.

Bei dem geplanten Antidiskriminierungsgesetz
geht es nicht darum, für Deutschland völlig neue Re-
gelungen im Arbeitsrecht zu schaffen oder in andere
Rechtsgebiete auszuweichen. Sehr bewusst orientie-
ren sich die vorgesehenen arbeitsrechtlichen Rege-
lungen an der bewährten Regelungstechnik des
§ 611a BGB, die auf die anderen Diskriminierungs-
merkmale ausgedehnt wird, sowie am Beschäftigten-
schutzgesetz. Dies gilt auch für den Schutz der Be-
schäftigten vor Diskriminierungen Dritter. Dort wird
lediglich die bestehende Rechtslage im Beschäftig-
tenschutzgesetz richtliniengemäß weitergeführt.

Der Gesetzentwurf geht in Teilbereichen über die
europäischen Vorgaben maßvoll hinaus. 

Das zivilrechtliche Benachteiligungsverbot um-
fasst nicht nur Diskriminierungen wegen der Rasse,
der ethnischen Herkunft und des Geschlechts, son-

dern auch die übrigen Diskriminierungsmerkmale
der Rahmenrichtlinie, also Religion oder Weltan-
schauung, Behinderung, Lebensalter, sexuelle Iden-
tität. Allerdings beschränkt es sich hier auf so ge-
nannte Massengeschäfte, die typischerweise ohne
Ansehen der Person zu vergleichbaren Bedingungen
in einer Vielzahl von Fällen zu Stande kommen, oder
auf Geschäfte, bei denen das Ansehen der Person
nach der Art des Schuldverhältnisses nachrangige
Bedeutung hat, sowie auf privatrechtliche Versiche-
rungen. Der Rechtsschutz ist also abgestuft. Ledig-
lich bei Benachteiligungen wegen der Rasse oder der
ethnischen Herkunft betrifft er auch die Begründung,
Durchführung und Beendigung von sonstigen zivil-
rechtlichen Schuldverhältnissen. In dieser Abstu-
fung des Diskriminierungsschutzes schlägt sich die
unterschiedliche Regelungsweise der Richtlinien nie-
der. 

Ausgenommen von den Regelungen sind neben
dem Familien- und Erbrecht alle Schuldverhältnisse,
die einen besonders engen Bezug zur Privatsphäre
haben. Ich halte es für wichtig, dies zu unterstrei-
chen.

Bei einer Beschränkung des Anwendungsbereichs
der zivilrechtlichen Regelungen auf die Diskriminie-
rungsmerkmale Rasse, ethnische Herkunft und Ge-
schlecht würden die anderen Diskriminierungsopfer
aus dem zivilrechtlichen Schutz herausfallen und le-
diglich im Bereich des Arbeitsrechtes abgesichert
sein. Dies würde z. B. ältere Menschen, Juden, Mus-
lime und Menschen mit Behinderung betreffen.

Sie haben sicherlich gestern die Stellungnahme
der Präsidenten der Sozialverbände Deutschlands
nachvollzogen. Die Präsidenten sagen, dass die Ini-
tiative des Bundesrates in der Zielrichtung verfehlt
sei. Das Gesetz sei unverzichtbar; denn dadurch wür-
den Behinderte und alte Menschen geschützt. Dies
müsse in den Vordergrund gestellt werden. Ich
glaube, dieser Hinweis ist notwendig, wenn man sich
über eine Erweiterung des Gesetzentwurfs Gedan-
ken macht.

Das gilt auch für die Einrichtung einer nationalen
Antidiskriminierungsstelle, an die sich, wie vorgese-
hen, alle Betroffenen wenden können.

Ich habe eingangs gesagt, dass ein Blick nach
Europa durchaus hilfreich sein kann. In anderen
europäischen Mitgliedstaaten hat eine solche Erwei-
terung des Schutzumfangs im Zivilrecht über die von
den Richtlinien geforderten Merkmale hinaus statt-
gefunden, beispielsweise in Belgien, Frankreich, den
Niederlanden und Schweden.

Ich möchte Sie abschließend zu einem konstrukti-
ven Dialog über den Gesetzentwurf der Koalitions-
fraktionen auffordern. Ich glaube, dass hiermit eine
Regelung geschaffen wurde, die maßvoll ist. Der Dia-
log wird Anfang März mit einer Anhörung fortgesetzt
und durch eine Reihe von Stellungnahmen sicherlich
noch Ergänzungen erfahren. Darauf sollte man sich
schon heute einstellen und konstruktiv mit ihnen um-
gehen. – Vielen Dank.

Staatssekretär Peter Ruhenstroth-Bauer
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Präsident Matthias Platzeck: Vielen Dank! 

Frau Ministerin Lütkes (Schleswig-Holstein) gibt
eine Erklärung zu Protokoll*). – Gibt es weitere
Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall.

Ausschussberatungen haben noch nicht stattgefun-
den. Es ist beantragt worden, bereits heute in der Sa-
che zu entscheiden. Wer ist für die sofortige Sachent-
scheidung? – Das ist die Mehrheit.

Dann entscheiden wir heute in der Sache.

Wer ist für die Annahme der Entschließung in
Drucksache 103/05? – Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung nicht
gefasst.

(Monika Beck [Saarland]: Wiederholung!)

– Es ist gewünscht worden, die Abstimmung zu wie-
derholen. Das tun wir hiermit. 

Wer zustimmen möchte, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das ist die Mehrheit. – Sie hatten
Recht. Ich bitte um Nachsicht.

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 25:

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bun-
des-Apothekerordnung und anderer Gesetze
(Drucksache 1/05)

Wünscht jemand, das Wort zu ergreifen? – Das ist
nicht der Fall. – Herr Senator Dr. Körting (Berlin)
gibt eine Erklärung zu Protokoll**).

Die Ausschussempfehlungen liegen Ihnen in
Drucksache 1/1/05 vor. Zur Einzelabstimmung rufe
ich auf:

Ziffer 4! – Das ist die Mehrheit.

Nun zur Sammelabstimmung! Wer stimmt den
noch nicht erledigten Ziffern der Ausschussempfeh-
lungen zu? – Das ist gleichfalls die Mehrheit.

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf,
wie soeben festgelegt, Stellung genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 26:

Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung
des Sprengstoffgesetzes und anderer Vorschrif-
ten (3. SprengÄndG) (Drucksache 15/05)

Gibt es Wortmeldungen? – Das ist nicht der Fall.

Die Ausschussempfehlungen ersehen Sie aus
Drucksache 15/1/05 und Zu-Drucksache 15/1/05. Da-
neben liegt ein Antrag Hamburgs vor.

Aus den Empfehlungen rufe ich zur Einzelabstim-
mung auf:

Ziffer 2! – Minderheit.

Ziffer 3! – Mehrheit.

Nun zum Antrag Hamburgs! Wer stimmt zu? –
Mehrheit.

Zurück zu den Ausschussempfehlungen:

Ziffer 7! – Mehrheit.

Ziffer 10! – Mehrheit.

Ziffer 11! – Minderheit.

Ziffer 18! – Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 24b.

Bitte das Handzeichen zu Ziffer 24a! – Mehrheit.

Ziffer 22! – Minderheit.

Ziffer 25! – Mehrheit.

Ziffer 27! – Mehrheit.

Nun bitte das Handzeichen zu allen noch nicht er-
ledigten Ziffern! – Mehrheit.

Der Bundesrat hat entsprechend Stellung genom-
men.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 28:

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung von
Kapitalanleger-Musterverfahren (Drucksache
2/05)

Gibt es hierzu Wortmeldungen? – Das ist nicht der
Fall.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen in Drucksache 2/1/05 vor. Daraus rufe ich
auf:

Ziffer 6! – Mehrheit.

Ziffer 7! – Mehrheit.

Ziffer 11! – Minderheit.

Ziffer 12! – Mehrheit.

Bitte noch das Handzeichen für alle übrigen Zif-
fern! – Das ist die Mehrheit.

Der Bundesrat hat zu dem Gesetzentwurf entspre-
chend Stellung genommen.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 29:

Entwurf eines Gesetzes zur Unternehmensinte-
grität und Modernisierung des Anfechtungs-
rechts (UMAG) (Drucksache 3/05)

Gibt es hierzu Wortmeldungen? – Das ist nicht der
Fall.

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussemp-
fehlungen in Drucksache 3/1/05 und zwei Landes-
anträge vor.

Wir beginnen mit dem Antrag Bayerns in Druck-
sache 3/3/05. Bitte das Handzeichen! – Das ist die
Mehrheit.

Nun zu den Ausschussempfehlungen:

Ziffer 6! – Das ist die Mehrheit.

Damit entfällt Ziffer 7.

Bitte das Handzeichen zum Antrag Sachsen-An-
halts in Drucksache 3/2/05! – Das ist die Mehrheit.

*) Anlage 7
**) Anlage 8
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Forderungen lassen sich nicht ausdrücklich aus der
Postdiensterichtlinie ableiten. So entspringt bei-
spielsweise die Forderung, Konsolidierer zuzulassen,
einer Auslegung der allgemeinen Wettbewerbsre-
geln.

Die Bundesregierung vertritt die Auffassung, dass
das deutsche Postgesetz im Einklang mit der Post-
diensterichtlinie steht und den Wettbewerbsregeln
des EG-Vertrages nicht widerspricht. Ein Teilleis-
tungszugang für Konsolidierer ist nach Ansicht der
Bundesregierung ausdrücklich nicht gefordert.

Aus den dargelegten Gründen ist eine Änderung
des Postgesetzes auch im Rahmen des geänderten
Antrags von Hessen und Niedersachsen derzeit we-
der notwendig noch zweckmäßig. Ich bitte Sie daher,
den vorliegenden Antrag abzulehnen.

Anlage 7

Erklärung

von Ministerin Annemarie Lütkes
(Schleswig-Holstein)

zu Punkt 75 der Tagesordnung

Die Landesregierung Schleswig-Holstein befür-
wortet grundsätzlich ein möglichst umfassendes Dis-
kriminierungsverbot gemäß Artikel 13 des Vertrages
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft (Anti-
diskriminierungsmaßnahmen) bei der Umsetzung
des Gleichbehandlungsgrundsatzes der Richtlinien
der Europäischen Union in nationales Recht.

Dies ist gesellschaftspolitisch geboten, um beste-
hende Diskriminierungen unverzüglich abzubauen.
Ein umfassendes Antidiskriminierungsgesetz ist ein
wichtiges gesellschaftspolitisches Signal für Ge-
schlechtergerechtigkeit. Es verhindert die Herabwür-
digung und Ausgrenzung von Menschen. Es schützt
vor Rassismus und Ungleichbehandlung.

Das von der Regierungskoalition vorgelegte Anti-
diskriminierungsgesetz ist ein wichtiger Schritt in
eine diskriminierungsfreie Gesellschaft. Die Rege-
lungen über die Nichtdiskriminierung im Arbeits-
leben, zum Verbot der Diskriminierung wegen eth-
nischer Herkunft oder Rasse beim Zugang zu Waren
und Dienstleistungen wie auch beim Zugang zu
Mietwohnungen sind keine ureigene Erfindung
von Rotgrün, sondern zwingendes europäisches
Recht.

Noch immer gibt es in unserer Gesellschaft und
im Arbeitsleben Benachteiligung von Frauen. Mit
dem Antidiskriminierungsgesetz erhalten Frauen
eine bessere und wirkungsvollere Handhabe gegen
Benachteiligung und Diskriminierung im Arbeits-
leben, vor allem gegen mittelbarer Diskriminierung.

Künftig soll niemand mehr beim Abschluss eines
zivilrechtlichen Vertrages aus Gründen der Rasse
oder wegen der ethnischen Herkunft, des Ge-
schlechts, der Religion, der Weltanschauung, einer

Behinderung, des Alters oder der sexuellen Identität
benachteiligt werden.

Es wird bei privaten Kranken- und Lebensver-
sicherungen dann nicht mehr möglich sein, unter-
schiedliche Tarife wegen des Geschlechts zu begrün-
den.

Behinderte bekommen ein Recht auf Gleichbe-
handlung im öffentlichen Raum und damit barriere-
freien Zugang zu Gaststätten und Veranstaltungen.

Das Recht muss sich auf die Seite der Diskrimi-
nierten stellen. Dabei geht es nicht darum, in den Pri-
vatbereich der Menschen hineinzuregieren. Deshalb
hat sich Schleswig-Holstein von Beginn an dafür ein-
gesetzt, den Anwendungsbereich der Vorschriften
auf so genannte Massengeschäfte zu beschränken.

So sind beim Vermieten von Wohnungen durch
Vermieter mit einem großen Wohnungsbestand Be-
nachteiligungen wegen der im Gesetz geregelten
Merkmale nicht hinzunehmen. Mit dem Antidiskri-
minierungsgesetz ist weder die Vertragsfreiheit in
Gefahr noch mit einer Flut von Klagen zu rechnen.
Eine grundlegend ablehnende Haltung ist deswegen
nicht nachvollziehbar und allenfalls ideologisch be-
gründet.

Wir brauchen in unserem Land eine diskriminie-
rungsfreie Gesellschaft, in der alle Menschen gleich-
berechtigte Teilhabe in allen Bereichen erreichen.

Die Entschließung kann von Schleswig-Holstein
nicht mitgetragen werden.

Anlage 8

Erklärung

von Senator Dr. Erhart Körting
(Berlin)

zu Punkt 25 der Tagesordnung

Auf Antrag Berlins hat der Gesundheitsausschuss
eine Prüfbitte an die Bundesregierung empfohlen
(Ziffer 4 der Drucksache 1/1/05). Ziel sind die Anpas-
sung und Vereinheitlichung aller akademischen
Heilberufsgesetze, so dass auch Personen, die im Be-
sitz einer Niederlassungserlaubnis nach § 9 des Auf-
enthaltsgesetzes sind und ihre Ausbildung in einem
akademischen Heilberuf in Deutschland absolviert
haben, künftig einen Anspruch auf Approbation er-
halten. Es geht also vor allem um die so genannte
zweite und dritte Generation, die in Deutschland auf-
gewachsen ist.

Die Prüfbitte umfasst alle akademischen Heilbe-
rufsgesetze: Bundes-Apothekerordnung, Bundesärz-
teordnung, Gesetz über die Ausübung der Zahnheil-
kunde, Psychotherapeutengesetz und Bundes-
Tierärzteordnung.

Ich möchte Sie um Unterstützung für die dringend
notwendige Modernisierung und Vereinheitlichung
der genannten Regelungen bitten, und zwar aus fol-
genden Gründen:
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